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Am 1.1.2003 werden Getränkeeinwegverpackungen teilweise pfandpflichtig und je-1 

der einzelne Vertreiber wird rücknahmepflichtig. Der Grund dafür liegt bekanntlich 2 

darin, dass die in der Verpackungsverordnung fixierte Mehrwegquote nach den 3 

maßgeblichen amtlichen Feststellungen unterschritten wird. 4 

 5 

In einer Flut von Prozessen vor den Verwaltungsgerichten, den Oberverwaltungsge-6 

richten, dem Bundesverwaltungsgericht, dem Bundesverfassungsgericht und dem 7 

Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften versuchen Teile des Getränkehan-8 

dels und der Getränkeerzeuger das "Dosenpfand" sozusagen in letzter Minute abzu-9 

wenden. In diesem Verfahren, namentlich auch in einem zentralen Verfahren vor 10 

dem Bundesverwaltungsgericht1 berufen sich die Kläger u.a. auf das Umweltgutach-11 

ten 2002 des Sachverständigenrats für Umweltfragen. Das ist dem Umweltrat An-12 

lass, knapp zum Kern der gerichtlichen Auseinandersetzungen Stellung zu nehmen. 13 

 14 

Der Umweltrat hat sich bekanntlich schon in seinem Umweltgutachten 2000 und 15 

deutlicher noch im Umweltgutachten 2002 skeptisch zu den möglichen Wirkungen 16 

eines "Dosenpfandes" geäußert.2  Insbesondere die ökonomische Analyse des Kal-17 

küls der Handelsketten hat den Rat zu Zweifeln daran geführt, ob eine Bepfandung 18 

von Einwegverpackungen tatsächlich den Einsatz von Mehrwegverpackungen för-19 

dern wird. Mit Blick auf diese Zweifel hat der Rat der Bundesregierung die Einführung 20 

einer Einwegverpackungsabgabe vorgeschlagen, deren Steuerungswirksamkeit 21 

höher eingeschätzt wird. Der Umweltrat hat in seinem Umweltgutachten aber bislang 22 

nicht dazu Stellung genommen, ob die Bundesregierung aus Rechtsgründen wegen 23 

Zweifeln an der ökologischen Steuerungswirkung des Dosenpfandes gehindert ist, 24 

weiterhin auf die in der Verpackungsverordnung vorgesehene Pfandpflicht zu setzen. 25 

Aus gegebenem Anlass ergänzt der Umweltrat seine ökonomische Analyse der 26 

Funktionsmechanismen einer Bepfandung um die juristische Feststellung, dass die 27 

Zweifel an der Förderung der Mehrwegsysteme durch ein "Dosenpfand" nicht die 28 

Rechtswidrigkeit der Bepfandungsregelung der Verpackungsverordnung begründen. 29 

Das ergibt sich aus folgenden Überlegungen. 30 

 31 

                                            
1 7C 31.02 
2 SRU, UG 2000, Tz. 870 ff.; SRU, UG 2002, Tz. 960 ff. 
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Gesetz und Verordnungsgeber haben vielfach in Situationen wissenschaftlicher Un-1 

gewissheit gleichsam "experimentell" Regelungen zu treffen, ohne dass über die er-2 

hoffte Steuerungswirksamkeit auch nur annähernde Sicherheit besteht. Um die 3 

Handlungsunfähigkeit der Politik im Interesse gefährdeter Individual- und Gemein-4 

wohlbelange zu vermeiden, billigt das Bundesverfassungsgericht daher in ständiger 5 

und gefestigter Rechtsprechung dem Gesetz- und Verordnungsgeber einen mehr 6 

oder minder weiten Prognose- und Einschätzungsspielraum zu: 7 

 8 

In seiner bedeutsamen Mitbestimmungsentscheidung formuliert das BVerfG 9 

prägnant: "Ungewissheit über die Auswirkungen eines Gesetzes in einer ungewissen 10 

Zukunft kann nicht die Befugnis des Gesetzgebers ausschließen, ein Gesetz zu er-11 

lassen, auch wenn dies von großer Tragweite ist."3  Die dem Gesetzgeber einzuräu-12 

menden Prognose- und Beurteilungsspielräume begrenzt das BVerfG unterschiedlich 13 

vor allem danach, wie tiefgreifend mit der in Frage stehenden Regelung in die Grund-14 

rechtsphäre der Betroffenen eingegriffen wird. Hohe Anforderungen sind an die ge-15 

setzgeberische Beurteilung dann zu stellen, wenn der Kernbereich der Person, etwa 16 

Leben, Gesundheit oder elementare Freiheiten, betroffen ist. Sehr weit dagegen wird 17 

der Beurteilungsspielraum bei Regelungen ausgedehnt, die primär der Gestaltung 18 

der allgemeinen Wirtschaftsordnung dienen und die Individualfreiheiten eher 19 

schwach und reflexartig begrenzen. So heißt es z.B. in einer späteren Entscheidung: 20 

"Auf dem Gebiet der Arbeitsmarkt-, Sozial- und Wirtschaftsordnung gebührt dem Ge-21 

setzgeber ein besonders weiter Einschätzungs- und Prognosevorrang".4 Daraus 22 

ergibt sich im vorliegenden Zusammenhang folgendes: 23 

 24 

Die Pfandpflicht belastet die betroffenen Hersteller und Vertreiber nicht im Kern-25 

bereich elementarer Freiheiten. Sie stellt vielmehr eine einfache Regelung der 26 

Berufsausübung dar, deren belastende Wirkungen insgesamt als äußerst mild einzu-27 

stufen sind. Bewusst verzichtet der Gesetzgeber auf direkte ordnungsrechtliche 28 

Steuerung etwa durch eine Kontingentierung oder ein striktes Verbot der uner-29 

wünschten Einwegverpackungen und begnügt sich stattdessen mit einer die Wahl-30 

freiheit erhaltenden mittelbaren Steuerung. Indes gehört es zu den immanenten 31 

"Nachteilen" solcher milden, nur indirekt wirkenden Instrumente, dass ihre Wirkung – 32 

                                            
3 BVerfGE 50, 290, 338. 
4 BVerfGE 103, 293, 307 m.w.N. 
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die eben nur eine mittelbare Anreizwirkung ist – besonders schwer prognostizierbar 1 

ist. Daher ist es gerechtfertigt, dass gerade wegen der Handlungsfreiheiten, die 2 

durch die reflexiven Instrumente gewahrt werden sollen, den immanenten Unsicher-3 

heiten dieser Instrumente durch weite Prognose und Experimentierspielräume Rech-4 

nung getragen werden muss. Für die umstrittene Pfandpflicht bedeutet dies, dass die 5 

Anforderungen an den Nachweis der Wirksamkeit und Effizienz eher niedrig auszu-6 

siedeln sind. Hierzu sei nochmals das BVerfG zitiert: "Ein Mittel ist bereits dann im 7 

verfassungsrechtlichen Sinne geeignet, wenn mit seiner Hilfe der gewünschte Erfolg 8 

gefördert werden kann, wobei die Möglichkeit der Zweckerreichung genügt".5  9 

 10 

Die "Möglichkeit" der Zweckerreichung, also die "Möglichkeit" einer Stabilisierung der 11 

Mehrwegsysteme wird man der Bepfandungsregelung gewiss nicht absprechen kön-12 

nen. Das hat auch der SRU nicht getan. Er hat beachtliche Zweifel, aber eben auch 13 

nur Zweifel angemeldet, die nicht ausschließen können, dass das Kalkül von 14 

Gesetz- und Verordnungsgeber dennoch aufgeht und die Konsumenten sich dann, 15 

wenn sie auch die Einwegverpackungen zurück zur Ladentheke bringen müssen, 16 

wieder ein wenig mehr für Mehrwegverpackungen entscheiden. Mehr wird auch nicht 17 

angestrebt. 18 

 19 

Der weite Gestaltungsspielraum für die staatliche Rechtssetzung ist im übrigen auch 20 

deshalb erforderlich und gerechtfertigt, weil vielfach bestimmte rechtliche Instru-21 

mente aus politischen Gründen nicht wirklich "verfügbar" sind. Im vorliegenden 22 

Zusammenhang besteht Anlass daran zu erinnern, dass die Verpackungsverordnung 23 

mit der komplizierten Pfandregelung auf Drängen der beteiligten Wirtschaftskreise 24 

eingeführt worden ist, die unbedingt eine Verpackungsabgabe vermeiden wollten. 25 

 26 

Nach allem lässt sich aus den Bedenken des SRU an der Steuerungswirksamkeit 27 

einer Bepfandung nicht folgern, dass die Pfandpflicht damit rechtlich ungeeignet, 28 

somit unverhältnismäßig und verfassungswidrig ist. Es geht bei der Kritik seitens des 29 

SRU um die Suche nach dem besten rechtspolitischen Weg zur Stabilisierung der 30 

Mehrwegsysteme. Im Ziel der Förderung der Mehrwegsysteme, das dem im europäi-31 

schen und deutschen Abfallrecht prioritären Gebot der Abfallvermeidung dient, 32 

bestand und besteht zwischen SRU und Bundesumweltministerium keinerlei 33 
                                            
5 BVerfGE (Fn. 4), S. 307 



 - 5 -

Dissens. Die rapide Abnahme der Mehrwegquote macht Maßnahmen zur Stützung 1 

dieser Systeme dringend erforderlich. Der Umweltrat hofft bis auf weiteres darauf, 2 

dass die "Möglichkeit" einer Steuerungswirkung der Bepfandung auch Wirklichkeit 3 

wird.  4 


